Deutscher Bundestag 
4, Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2724 


Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebraditen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 2331 — 


A. Bericht des Abgeordneten Varelmann 


Der von der Fraktion der SPD eingebradite Initia- 
tivgesetzentwurf vom 10. Juni 1964 wurde in der 
131. Sitzung des Deutschen Bundestages am 12. Juni 
1964 dem Ausschuß für Arbeit federführend und dem 
Ausschuß für Inneres mitberatend überwiesen, Der 
Ausschuß für Arbeit beriet den Gesetzentwurf am 
8. Oktober und 5. November 1964, der Ausschuß für 
Inneres am 23. Oktober 1964. 

Die Erfahrungen mit dem Personalvertretungs- 
gesetz haben gezeigt, daß die zweijährige Amtszeit 
zu kurz bemessen ist. Sie erschwert nicht nur die 
Einarbeitung der neugewählten Personalvertretun- 
gen, sondern auch die sachliche und vertrauensvolle 
Arbeit der mit der Dienstgestaltung beteiligten Stel- 
len. 

Die Verlängerung der Amtszeit von zwei auf drei 
Jahre wurde — entsprechend einer gleichzeitig vor- 
genommenen Änderung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes — gewählt, weil damit die Amtszeit der 
Personalvertretungen der Amtszeit der weitaus 
überwiegenden Zahl aller Gremien der politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Selbstverwaltung an- 
genähert wird. 

Bezüglich der Amtszeit der Jugendvertretungen 
ist es bei dem geltenden Recht geblieben. Es erschien 
nicht zweckmäßig, diesen Zeitabschnitt ebenfalls zu 


verlängern, weil andernfalls diese beratende Son- 
dervertretung ihres Charakters als einer typischen 
Repräsentation (insbesondere der in Berufsausbil- 
dung Beschäftigten) beraubt würde. 

Das Bundesministerium des Innern hatte bereits 
in seiner Antwort auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion der SPD betr. Tätigkeit der Personalräte 
— Drucksache IV/2525 — zu erkennen gegeben, daß 
die Bundesregierung keine Bedenken gegen eine 
Regelung hatte, nach der Beamte, die im Zusammen- 
hang mit der Personalratstätigkeit einen Unfall er- 
leiden, Unfallfürsorge nach den beamtenrechtlichen 
Vorschriften erhalten. Der Ausschuß für Arbeit be- 
schloß, eine solche Vorschrift in den vorliegenden 
Gesetzentwurf aufzunehmen, um den Beamten die 
beamtenrechtliche Unfallfürsorge möglichst schnell 
zukommen zu lassen. Diesem Zweck dient die Ein- 
fügung des § 95 a. Sie soll nunmehr siicherslellen, 
daß bei Unfällen, die Beamte anläßlich der ord- 
nungsmäßigen Erfüllung von Pfliditen oder Wahr- 
nehmung von Rechten nach den Personalvertretungs- 
gesetzen erleiden, die beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten über die Unfallfürsorge entsprechend anzuwen- 
den sind. Die Vorschrift soll einheitlich und un- 
mittelbar für Bund und Länder gelten, um auf die- 
sem Gebiet einheitliches Recht im gesamten öffent- 
lichen Dienst zu schaffen. 


Bonn, den 10. November 1964 


Varelmann 

Berichterstatter 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle IV/2724 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2331 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 10. November 1964 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Varelmann 

Berichterstatter 
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Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksadle IV/2724 


Zusammenstellung 

des von der Fraktion der SPD eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes 

— Drucksadle IV/2331 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
raies das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Personalvertretungsgesetz vom 5. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 477) wird wie folgt geändert: 

§ 24 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Amtszeit des Personalrates beträgt drei Jahre." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Personalvertretungsgesetz vom 5. August 1955 

(Bundesgesetzbl. I S. 477) wird wie folgt geändert: 

1. § 24 erhält folgende Fassung: 

.§ 24 

Die Amtszeit des Personalrates beträgt drei 
Jahre; die Amtszeit der nach § 23 Abs. 2 gewähl- 
ten Jugendvertreter zwei Jahre. Die Amtszeit 
beginnt mit dem Tage der Wahl oder, wenn zu 
diesem Zeitpunkt noch ein Personalrat oder eine 
Jugend Vertretung besteht, jeweils mit Ablauf 
ihrer Amtszeit. 

2. In § 25 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„mit Ablauf eines Jahres" ersetzt durch die 
Worte „mit Ablauf von achtzehn Monaten". 

3. Hinter § 95 wird eingefügt: 


„Dritter Teil 

Einheitlich und unmittelbar geltende Vorschriften 
für den Bund und die Länder 

§ 95 a 

Erleidet ein Beamter anläßlich der ordnungs- 
gemäßen Wahrnehmung von Rechten oder Er- 
füllung von Pflichten nach diesem Gesetz oder 
dem entsprechenden Gesetz eines Landes einen 
LFnfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Un- 
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Drucksache IV/ 2724 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf 


Artikel 2 

Die durch Artikel 1 geänderte Vorschrift des Per- 
sonalvertretungesetzes gilt nicht für die Amtszeit 
und die Neuwahl der bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes im Amt befindlichen Personalräte, 

Artikels ■ 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

A r t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

fallfürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so 
finden diese Vorschriften entsprechende Anwen- 
dung." 

4. Die bisherige Überschrift „Dritter Teil" vor § 96 
wird geändert in „Vierter Teil". 

Artikel 2 

Die durch Artikel 1 Nr. 1 und 2 geänderten Vor- 
schriften des Personalvertretungsgesetzes gelten 
erstmalig für die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 

gewählten Personalvertretungen. 

Artikel 3 
unverändert 


A r t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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